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Vorwort 

Der vorliegende Band faßt die Vorträge zusammen, die auf dem erstmals 
veranstalteten Speyerer Luftv.erkehrsrechtstag am 21. März 2001 und den Drit-
ten Speyerer Planungsrechtstagen vom 21. bis 23. März 2001 an der Deutschen 
Hochschule filr Verwaltungswissenschaften Speyer gehalten wurden. Unter den 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Veranstaltungen waren Vertreter aller 
Ebenen der Verwaltung, der Verwaltungsgerichtsbarkeit, der Rechtsanwalt-
schaft, von Planungsträgern und -büros, der Politik, der Wirtschaft und der 
Wissenschaft. Meine Sekretärin, Frau Erika Kögel, hat sachkundig die Forma-
tierung des Bandes übernommen; hierfiir sei ihr gedankt. Darüber hinaus ge-
bührt Frau Kögel, Frau Eisie Medl, meiner Sekretärin, meiner Assistentin Frau 
Dr. Annette Guckelberger sowie Herrn Wissenschaftlichen Referenten 
Dr. Thorsten Siegel herzlicher Dank fiir die Unterstützung bei der Vorbereitung 
und Durchfilhrung der Tagung. 

Speyer, im November 2001 Jan Ziekow 
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Festlegung von Flugrouten und Flughafenplanung 
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I. Einleitung 

Ein Blick auf die Thesen, die diesem Referat zugrunde liegen, zeigt, dass ich 
das gegenwärtige Luftverkehrsrecht filr wenig geeignet halte, insbesondere die 
Fluglärmproblematik zu bewältigen. Gerade die zermürbenden Auseinanderset-
zungen um den gegen die Festlegung sogenannter "Flugrouten" zu gewähren-
den Rechtsschutz! haben gezeigt, dass dieses Rechtsgebiet in keinem guten Zu-
stand ist, was den Rechtsschutz, die immissionschutzrechtliche und planungs-
rechtliche Seite anlangt. Der Beitrag gliedert sich in vier Abschnitte: Nach ei-
ner verfassungsrechtlichen Einschätzung der Problematik (Il.), gefolgt von 
Ausführungen zur Einbeziehung der Flugroutenfestlegung in die Flughafenpla-
nung (III.) und der Erörterung der Rechtsschutzproblematik gegen Flugrouten 
(IV.), sollen einige Reformvorschläge dargelegt werden (V.). Zuvor lassen Sie 
mich jedoch einleitend etwas zum Gegenstand unserer Betrachtung sagen: Was 
sind "Flugrouten"? 

Die Möglichkeiten, Luftfahrzeuge und ihre Luftbewegungen "vom Boden" 
her zu steuern bzw. zu kontrollieren, sind heutzutage technisch vielfältig und 
können sehr exakt sein. Juristisch unterscheidet die Luftverkehrs-Ordnung zwi-
schen der (individuellen) Flugverkehrskontrollfreigabe nach § 26 Abs. 2 S. 2 

1 Vgl. zuletzt Urt. des BVerwG vom 28.6.2000 (ZUR 2001,266 mit Anmerkung von 
Czybulka, 268 fT.) 
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und den sog. "Flugverfahren" nach § 27a LuftV02• Letztere sind vor allem fiir 
An- und Abflüge und bei Flügen nach Instrumentenflugregeln (lFR) von Be-
deutung, also insbesondere in Verbindung mit Verkehrs flughäfen (Linien- und 
Charterflug) relevant. Im Umkreis der Verkehrsflughäfen existieren auch die 
größten Lärmprobleme. Die "Flugverfahren" sind standardisierte Weisungen 
an den Flugzeugfiihrer, wie er sein Flugzeug insbesondere beim Abflug und bei 
der Landung zu steuern hat, bis er in der Höhe die "Luftverkehrsstraßen" bzw. 
am Boden die Start- und Landebahn (Runway) erreicht. Dies sind ganz kon-
krete "Befehle", z. B. "On Runway track to 800 feet, via FR to 3 DME Frank-
furt, right turn, on Radial 194 Metro to 11 DME Frankfurt, left turn to König, 
right turn on Radial 138 Frankfurt to Nördlingen,,3. Im speziellen Fall ftlhrt die-
se Abflug-Strecke des Flughafens Frankfurt aus Lärmschutzgründen um Gra-
venbruch herum und dann zwischen Dreieich und Dietzenbach hindurch. Der 
Standardwinkel beim Anflug beträgt 3,0 Grad (oder 5,2 %). 

Die An- und Abflugstrecken werden faktisch von der Deutschen Flugsiche-
rung GmbH (DFS) bestimmt, rechtlich ist allerdings im Regelfall das Luftfahrt-
Bundesamt ermächtigt, diese "Flugverfahren" einschließlich der Flugwege, 
Flughöhen und Meldepunkte durch Rechtsverordnung festzulegen, § 27a Abs. 
2 LuftVO. Diese "Flugrouten" sind allerdings keine "Striche". In der Realität 
ergeben sich vor allem im Abflugverkehr unvermeidbare Streuungsbreiten (z. 
B. durch Windeinflüsse ) um die "Ideallinien"; deshalb wird jeder Route ein 
sog. "Flugerwartungsgebiet" zugeordnet. Die Flugerwartungsgebiete von Ein-
flugstrecken sind sehr schmale Bereiche, weil dort - jedenfalls bei Anwendung 
von Instrumentenflugregeln (lFR) - der sog. ILS-Leitsrahl die "Flugroute" bün-
delt. Unterhalb dieser Flugerwartungsgebiete ist mit Sicherheit Fluglärm zu 
erwarten. Dieser Lärm breitet sich in ähnlicher Weise aus wie der eines an feste 
Verkehrswege gebundenen Fahrzeugs. 

Die Verbindlichkeit von Flugverfahren beruht unmittelbar auf § 27a Abs. 1 
LuftVO, wird allerdings in den RVO nochmals (deklaratorisch) hervorgeho-
ben4 • Die Luftfahrzeugfiihrer sind gehalten, die festgelegten Strecken möglichst 
genau abzufliegens. 

2 Luftverkehrs-Ordnung i.d.F. der Bekanntmachung der Neufassung vom 27. März 
1999, BGB!. I S. 580. 

3 Eine der Abflugstrecken am Frankfurter Flughafen, vg!. E. Groeneveld / F. Pleines, 
NIROS System zur Bestimmung lärmminimaler Abflugrouten, in: Tagungsband zum 
Wissenschaftlichen Symposium Umweltkapazität von Flughäfen, Aspekte der Lärmwir-
kungsforschung, Schutzziele und Schutzmaßnahmen, 1999, Berlin-Köpenick, S.l. 

4 Vg!. P. Wysk, Ausgewählte Probleme zum Rechtsschutz gegen Fluglärm, Teil II, 
Rechtsschutz bei der Festlegung sog. Flugrouten, ZL W 1998, 285, 287. 

5 Schriftliche Aussage des Ministeriums rur Wirtschaft und Mittelstand, Technologie 
und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen vom 2.12.1998. 



Festlegung von Flugrouten und Flughafenplanung 11 

11. Verfassungsrechtliche Einschätzung 

These I: Da Fluglärmbelastungen Umweltbelastungen sind, unterfällt die gesamte 
Flughafenplanung und der Flugbetrieb in der Bundesrepublik Deutschland den Anforde-
rungen der Staatszielbestimmung des Art. 20a GG. Die Staatszielbestimmung enthält ein 
unmittelbar geltendes Verschlechterungsverbot, dessen konkrete Auswirkungen und Pa-
rameter allerdings umstritten sind. Auch bei einer zurückhaltenden Interpretation des 
Art. 20a GG ist davon auszugehen, dass die tatsächliche und rechtliche Handhabung bei 
der Festlegung von Flugrouten sich am Rande des verfassungsrechtlich Hinnehmbaren 
bewegt und keinen substanziellen Beitrag zur Bewältigung der Fluglärmproblematik 
leistet. 

Nach wie vor wird m.E. die Reichweite der Staatszielbestimmung des Art. 
20a GG unterschätzt6• Art. 20a GG enthält nach überwiegender Auffassung als 
"harten Kern" ein allgemeines Verschlechterungsverbot bezüglich der Umwelt-
situation? Ich möchte nicht die im einzelnen dann streitigen Fragen der Kon-
kretisierungspflichten staatlicher Organe (das betrifft den Gesetzgeber, die Ver-
waltung und in der "Auffangdimension" auch die Rechtsprechung) bezüglich 
der gesetzlichen und exekutivischen Umsetzung der Verfassungsnorm behan-
deln, sondern nur zwei rechtliche Aussagen und ein praktisches Argument zum 
Thema vorbringen: 

(I) Es dürfte ganz herrschende Auffassung sein, dass die Verursachung bzw. 
Vermeidung von Fluglärm dem Schutzbereich von Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG und 
Art. 20a GG, einer Staatszielbestimmung, unternmt8. Seit der Entscheidung des 
BVerfG zum Flughafen Düsseldorf im 56. Band9 werden die Aussagen der 
Verfassungsrichter zum effektiven Abwehr- und Schutzanspruch des Bürgers 
gegen unzumutbaren, belästigenden Fluglärm, der sich aus dem Grundrecht des 
Art. 2 Abs. 2 ergibt, brav zitiert; Auswirkungen auf konkrete Gerichtsverfahren 
hat das - soweit ersichtlich - ebenso wenig gehabt wie die durch Art. 20a GG 
eingetretene "Dynamisierung" des Grundrechts. Das stimmt nachdenklich, 

6 V gl. dazu die Ausführungen bei D. Czybulka, Die rechtliche Bewältigung der Flug-
lärmproblematik, UPR 1999,126 ff. 

1 Vgl. statt vieler D. Murswiek, in: M. Sachs (Hrsg.), Kommentar zum Grundgesetz, 
Art. 20a GG Rn. 44; ders., Staatsziel Umweltschutz (Art. 20a GG), NVwZ 1996,222, 
226; M Kloepfer, Umweltrecht, § 3 Rn. 38 u. 45 ("ökologisches Rückschrittverbot"); 
F. Ekardt, SächsVBI. 1998,49,55; S. Westphal, JuS 2000, 339, 341; D. Czybulka. Ethi-
sche, verfassungstheoretische und rechtliche Vorüberlegungen zum Naturschutz, in 
W. Erbguth, F. Müller, V. Neumann (Hrsg.), Rechtstheorie und Rechtsdogmatik im 
Austausch, Gedächnisschrift für Bemd Jeand 'Heur, Berlin 1999, S. 83 ff.; VG Frankfurt 
NVwZ-RR 1997, 92, 95. 

8 Vgl. D. Czybulka, Anmerkung zu BVerwG, Urt. vom 28.6.2000 - 11 C 13.99, 
ZUR 2001, 268, 270 f.; R. Geulen / R. Klinger, Rechtsschutz Dritter gegen Flughafen-
lärm, NJW 2001, 1038, 1039. 

9 BVertGE 56, 54 fT. - Düsseldorf-Lohhausen-. 
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